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GEGENSTAND 
 

Änderung der Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften 

Anpassung der Unterbringungsgebühr 

 

SACHVERHALT 

 

In den Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften der Gemeinde Braunsbach wurde im 

vergangenen Jahr ein deutlich erhöhter Strom- und Wasserverbrauch festgestellt, der 

erheblich über dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Haushalte liegt. 

 

Die Ursachen hierfür sind insbesondere: 

• Nutzung stromintensiver Geräte (z. B. Heizgeräte, Kochplatten, Zusatzgeräte) 

• Dauerbetrieb elektrischer Geräte 

• Teilweise unsachgemäße oder nicht abgestimmte Nutzung der vorhandenen 

Infrastruktur 

 

Die daraus resultierenden Mehrkosten führen zu einer erheblichen finanziellen Belastung 

des kommunalen Haushalts. Die bisherige Satzung regelt in § 13 Absatz 2, dass 

untergebrachte Personen eine Gebühr einschließlich der Betriebskosten in Höhe von 250,00 

€ pro Wohnplatz und Kalendermonat bezahlen. Da die Betriebskosten hier bereits inkludiert 

sind, berücksichtigt der aktuelle Gebührensatz den unangemessen hohen Strom- und 

Wasserverbrauch nicht ausreichend. Zur Sicherstellung einer verursachungsgerechten 

Kostenverteilung sowie zur Förderung eines verantwortungsvollen Umgangs mit Energie ist 

daher eine Anpassung der Satzung erforderlich. 

 

Bei der Gebührenkalkulation handelt es sich um ein Kontrollinstrument zur Überprüfung 

des Gebührensatzes als rechnerisches Endergebnis. Sie muss vom Gemeinderat bei der 

Beschlussfassung über die Höhe des Gebührensatzes gebilligt werden und dient als 

Nachweis darüber, dass der Gemeinderat das ihm bei der Kostenermittlung eingeräumte 

Ermessen über die Höhe des Gebührensatzes fehlerfrei ausgeübt hat (VGH Mannheim, 

07.09.1987, 2 S 998/86, 24.11.1988, 2 S 1168/88 und 31.08.1989, 2 S 2805/87). 

 

Der Gemeinderat hat Ermessensentscheidungen in folgenden Bereichen zu treffen: 

• Kalkulationszeitraum für die Gebühr (maximal 5 Jahre) 

• Abschreibungsmethode (Brutto- oder Nettomethode) 

• Höhe der Abschreibungssätze 
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• Höhe des Zinssatzes für die Verzinsung des Anlagekapitals 

 

• Methode der Zinsberechnung (Restwert- oder Durchschnittswertmethode) 

• Ausgleich von Vorjahresergebnissen in den folgenden 5 Haushaltsjahren 

• Prognostizierte Entwicklung bei den Betriebs- und Unterhaltungskosten 

• Hochrechnung der kalkulatorischen Kosten anhand des Anlagenachweises und der 

erwarteten Zugänge 

• Prognostizierte Menge der Bemessungseinheiten 

• Höhe des Gebührensatzes 

• Angemessenheit des Gebührensatzes 

 

 

FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN 

Durch die Neuregelung wird eine Reduzierung des Strom- und Wasserverbrauchs sowie eine 

verursachungsgerechtere Kostenzuordnung angestrebt. 

• Verringerung der ungedeckten Betriebskosten 

• Geringere Haushaltsbelastung im Bereich der Obdachlosen- und 

Flüchtlingsunterkünfte 

 

BESCHLUSSVORSCHLAG 
 

Der Gemeinderat beschließt die in der Anlage beigefügte Satzung zur Änderung der Satzung 

über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften. 

 

 

  


